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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Dezember 1960 

8 — 50103 — 4587/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf einer Ergänzung zum Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1961 (Grüner Plan 1961) 


mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
herbeizuführen. 

Die Ergänzung enthält die Vorschläge für die von der Bundes- 
regierung gemäß § 5 des Landwirtschaftsgesetzes vom 5. Sep- 
tember 1955 zugunsten der Landwirtschaft für das Rechnungs- 
jahr 1961 beschlossenen Maßnahmen. Infolge Umstellung des 
Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr ist der „Grüne Bericht 
I960' 1 auch als Grundlage für den „Grünen Plan 1961" benutzt 
worden. Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes- 
regierung gemäß § 4 des Landwirtschaftsgesetzes vorgelegten 
Bericht über die Lage der Landwirtschaft ('Grüner Bericht") 
am 11. März 1960 zur Kenntnis genommen. Die Ansätze im 
„Grünen Plan 1961" sind den inzwischen eingetretenen Ver- 
änderungen angepaßt worden. 

Im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1961 ist für den Grünen 
Plan 1961 bisher nur der Rahmenbetrag in Höhe von 1 550 Mil- 
lionen DM vorgesehen (Kap. 10 02 Tit. 990 und Kap. A 10 02 
Tit. 990), Die Gesamtheit dieses Rahmenbetrages wird nun- 
mehr nach den Einzelmaßnahmen des Grünen Plans 1961 auf- 
gegliedert. 

Die Abschlußzahlen des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 
1961 und des Haushaltsgesetzes bleiben in der Gesamtsumme 
unverändert, da der Rahmenbetrag und der jetzige Gesamt- 
ansatz übereinstimmen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf 
Stellung genommen. Seine Änderungsvorschläge und Berner- 
kungen sind, zusammen mit der Stellungnahme der Bundes- 
regierung dazu, in der Anlage 2 enthalten. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Grüner Plan 1961 


Ergänzung 

zum 

Entwurf des Bundeshaushaltsplans 

für das Rechnungsjahr 1961 


Einzelplan 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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Vorwort 

Im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1961 — E.P1. 10 — sind für Maßnahmen zur Durchführung 
des „Grünen Plans 1961" gemäß § 6 des Landwirtschaftsgesetzes vom 5. September 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 565) vorsorglich bei Kap. 10 02 Tit. 990 1 400 000 000 DM zuzüglich einer Bindungs- 
ermächtigung über 50 000 000 DM und bei Kap. A 10 02 Tit. 990 150 000 000 DM, zusammen 
1 600 000 000 DM veranschlagt. 

Diese Ergänzung enthält die Aufteilung des Betrages von 1 550 000 000 DM und der Bindungs- 
ermächtigung in Höhe von 50 000 000 DM. 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2300 


1002 

Allgemeine Bewilligungen 


Allgemeine Bewilligungen 

Vorbemerkung 

Wegen der Umstellung des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr dient der am 11. März 1960 
vom Deutschen Bundestag zur Kenntnis genommene Bericht der Bundesregierung über die Lage 
der Landwirtschaft („Grüner Bericht") auch als Grundlage des „Grünen Plans 1961". Die Ansätze 
im „Grünen Plan 1961" sind den inzwischen eingetretenen Veränderungen angepaßt worden. 

Die Mittel für die Maßnahmen des „Grünen Plans 1961" sind gemäß der folgenden Aufstellung 
veranschlagt. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen bestimmen, daß ein unabweisbarer Mehrbedarf bei einem 
Ansatz des „Grünen Plans" aus Wenigerausgaben bei einem anderen Ansatz des „Grünen Plans" 
geleistet wird. 


Kap. 

TU. 

Maßnahme 

Betrag 

DM 

10 02 



572 

Flurbereinigung 

165 000 000 

573 

Aufstockung und Aussiedlung sowie besondere agrarstrukturelle 
Maßnahmen 

110 000 000 ') 


Zusätzliche Förderungsmaßnahmen in Gebieten, die von Natur 
benachteiligt sind 

70 000 000 

574 

Ausbau der Wirtschaftswege 

70 000 000 

575 

Wasserwirtschaft 

55 000 000 

576 

Ländliche Wasserversorgung, Kanalisation, Abwasserbeseiti- 
gung und -Verwertung 

30 000 000 

577 

Elektrifizierung 

5 000 000 

578 

Maschinen und technische Anlagen 

30 000 000 

580 

Gemüse-, Obst- und Gartenbau sowie Kartoffelwirtschaft 

14 500 000 

603 ) 
606 \ 
650 | 

Ausbildung, Beratung, Forschung, Aufklärung 

f 17 800 000 
\ 3 000 000 

[ 1 700 000 

607 

Weinbau (Kellerwirtschaft) 

3 000 000 

615 

Seuchenbekämpfung 

10 000 000 

629 

Förderung von Qualität und Absatz landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse 

19 000 000 

630 1 
961 j 

Milchwirtschaft 

f 28 000 000 
\ 425 000 000 

673 

Zinsverbilligung und Kapitaldienst 

53 650 000 

679 

Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl 

67 350 000 

962 

Verbilligung und Steigerung der Handelsdüngeranwendung . . . 

185 000 000 

963 

Erstattung der Lastenausgleichsabgaben für bestimmte Niede- 
rungsgebiete 

14 000 000 

965 

Seßhaftmachung von verheirateten Landarbeitern 

23 000 000 

A 1002 

Zusammen .... 

1 400 000 000 

573 

Aufstockung und Aussiedlung sowie besondere agrarstrukturelle 
Maßnahmen 

150 000 000 


Zusammen .... 

1 550 000 000 


*) hinzu tritt eine Bindungsermächtigung in Höhe von 

50 000 000 
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Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

i 

2 

3 

4 

5 

572 

II. Ausgabe 

Bei den Maßnahmen des „Grünen Plans 1961" wird 
erwartet, daß sich die Länder angemessen beteiligen. 

Fortdauernde Ausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Förderung der Flurbereinigung („Grüner Plan 1961") 





a) Darlehen 

Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b] erziel- 
ten Einsparungen geleistet werden. 

— 

— 

— 

573 

b) Zuschüsse 

Die Mittel sind übertragbar. 

Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaftlicher Be- 
triebe sowie besondere agrarstrukturelle Maßnah- 
men („Grüner Plan 1961") 

165 000 000 


165 000 000 


a) Darlehen 

— 






nachrichtlich: Kap. A 10 02 Tit. 573 

Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b) er- 
zielten Einsparungen geleistet werden. 

b) Zuschüsse 

1. Für Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaft- 
licher Betriebe sowie besondere agrarstrukturelle 

(150 000 000) 


(150 000 000) 


Maßnahmen 

2. Für zusätzliche Förderungsmaßnahmen in Gebie- 

110 000 000 

— 

110 000 000 


ten, die von Natur benachteiligt sind 

Die Mittel sind übertragbar. 

70 000 000 


70 000 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 572 a) und b) 

Die Flurbereinigung ist eine der wesentlichen Voraus- 
setzungen für die Verbesserung der Agrarstruktur. 

Für diese Aufgabe, die gegenüber dem Vorjahre eine wei- 
tere Steigerung der Flurbereinigungstätigkeit erwarten läßt, 
werden für das Rechnungsjahr 1961 wiederum höhere 
Bundesmittel benötigt. Die Mittel sind für die Durchführung 
regulärer Flurbereinigungsverfahren und beschleunigter 
Zusammenlegungsverfahren, einschließlich der dabei an- 
fallenden Meliorationen, bestimmt. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten zur 
Auflage gemacht werden. 

Aus den Mitteln können auch allgemeine Förderungsmaß- 
nahmen auf dein Gebiete der Flurbereinigung durchgeführt 
werden. Ferner können Vergütungen an Banken für die 
Verwaltung bis zum 31. März 1959 gewährter Darlehens- 
mittel gezahlt werden. 

Neben den bei Abschnitt a) etwa verfügbaren Mitteln sollen 
im Rechnungsjahr 1961 Darlehensmittel in Höhe von etwa 
30 000 000 DM zentral vom Kapitalmarkt beschafft und zins- 
verbilligt werden. Vgl. Tit. 673 e). 


Zu Tit. 573 a) und b) 1. 

Neben den Maßnahmen der Flurbereinigung und Siedlung 
sollen weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur innerhalb und außerhalb der behördlich geleiteten 
Verfahren in verstärktem Umfang durch Darlehen und Zu- 
schüsse gefördert werden. 

Außerdem wird die Förderung von forstlichen und wald- 
baulichen Maßnahmen fortgesetzt, soweit sie zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur erforderlich sind und zur wirt- 
schaftlichen Festigung der Betriebe beitragen, insbesondere 
Aufforstung von Grenzertragsböden, Trennung von Wald 
und Weide, Anlage von Schutzpflanzungen, Aufforstung von 
Ödland und Umwandlung von Niederwald in Hochwald. 

Dementsprechend gehören in den Rahmen dieses Titels ins- 
besondere folgende Maßnahmen: 

a) Verbesserung der Betriebsgrößen, 

b) Verbesserung der Dorf-, Hof- und Flurlagen, 

c) Förderung und Erleichterung des Erwerbs der hierzu 
benötigten Grundstücke, 

d) Durchführung baulicher Maßnahmen in Altgehöften, 

e) Verbesserung des Kulturzustandes und Kulturartenver- 
hältnisses, 
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1002 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

i 

2 

3 

4 

5 

574 

Ausbau der Wirtschaftswege („Grüner Plan 1961") 
a) Darlehen 





Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b) 
erzielten Einsparungen geleistet werden. 

b) Zuschüsse 

70 000 000 


70 000 000 


Die Mittel sind übertragbar. 





Erläuterungen 


(Noch zu Tit. 573 a) und b) 1.) 

f) Maßnahmen des freiwilligen Tausches von Grundstücken, 
soweit sie der Verbesserung der Agrarstruktur dienen, 

g) Förderung forstlicher und waldbaulicher Maßnahmen, so- 
fern sie der Verbesserung der Agrarstruktur dienen, 

h) Förderung der Altershilfe für Landwirte. 

Aus den Mitteln zu b) 1. kann für die Maßnahme zu h) an 
den Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
ein Zuschuß von höchstens 70 000 000 DM geleistet werden. 
Die endgültige Höhe dieses Zuschusses richtet sich nach 
dem Fehlbedarf, der nach Verabschiedung der Novelle zum 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1063) verbleibt; die Novelle wird z. Z. 
in den Ausschüssen des Bundestages beraten. 

Aus den Zuschußmitteln können auch allgemeine Förde- 
rungsmaßnahmen durchgeführt werden. Ferner können 
Vergütungen an Banken für die Verwaltung der Mittel ge- 
zahlt werden. 

Mittel für Aufstockung stehen auch bei Tit. 571 (Siedlung) 
und Tit. 572 (Flurbereinigung) zur Verfügung. 

Für Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur stehen 
außerdem Mittel aus dem Zweckvermögen der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank (Gesetz zur Abwicklung der land- 
wirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952, Bundes- 
gesetzbl. I S. 203) zur Verfügung. Der für diese Zwecke 
im Rechnungsjahr 1961 verfügbare Betrag beträgt voraus- 
sichtlich etwa 2 200 000 DM. 

Neben den bei Abschnitt a) etwa verfügbaren und den bei 
Kap. A 10 02 Tit. 573 veranschlagten Mitteln sollen im Rech- 
nungsjahr 1961 Darlehensmittel einzeln (vgl. Tit. 673 b) und c)) 
und in Höhe von etwa 20 000 000 DM zentral (vgl. Tit. 673 e)) 
vom Kapitalmarkt beschafft und zinsverbilligt werden. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten ist ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen über den Haushaltsansatz hinaus 
weitere Verpflichtungen für künftige Rechnungsjahre bis zu 
50 000 000 DM einzugehen. 


Zu Tit. 573 b) 2. 

Nach dem Grünen Bericht 1960 sind landwirtschaftliche 
Betriebe in Gebieten, die von Natur benachteiligt sind, ins- 
besondere in Höhengebieten, in ihrer Ertragslage im Ver- 
gleich zu den übrigen Betrieben des Bundesgebietes zurück- 
geblieben. Um den Betrieben in diesen, nach bestimmten 
Kriterien abgegrenzten Gebieten verstärkte Hilfen zu ge- 
währen, sollen besonderere Mittel zusätzlich zu den aus 


anderen Ansätzen dieses Kapitels zu gewährenden Mitteln, 
insbesondere für zusätzliche strukturelle Verbesserungen 
und für die Förderung landwirtschaftlidier Baumaßnahmen, 
eingesetzt werden. 

Die im Jahre 1960 eingeleitete zusätzliche Förderung von 
strukturellen Maßnahmen iin Gebiet Eifel/Westpfalz kann 
aus den Mitteln weitergeführt werden. 

Soweit in den von Natur benachteiligten Gebieten auch 
Hilfen im Rahmen der regionalen Förderungsprogramme 
des Bundes gewährt werden können, sind die Maßnahmen 
miteinander abzustiminen. 

Weitere zusätzliche Mittel für die genannten Gebiete sind 
für die Zinsverbilligung von Darlehen zur Förderung vor- 
dringlicher agrar- und ernährungswirtschaftlicher Maßnah- 
men bei Tit. 673 c) vorgesehen. 

Zu Tit. 573 a) und b) 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine ange- 
messene Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten 
zur Auflage gemacht werden. 

Zu Tit. 574 a) und b) 

Infolge der zunehmenden Motorisierung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe werden an das landwirtschaftliche Wirtschafts- 
Wegenetz höhere Ansprüche gestellt als früher. Das schwie- 
rige Befahren unbefestigter schlechter Wirtschaftswege be- 
hindert intensiveren Ackerbau und verursacht wesentlich 
höhere Kosten. 

Wegen des großen Umfangs der noch zu befestigenden 
Wirtschaf tswege und der Dringlichkeit der Verbesserung 
des Wirtsdiaftswegenetzes ist eine Erhöhung der Bundes- 
mittel auf 70 000 000 DM vorgesehen. 

Bei der Gewährung der Bundesinittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten zur 
Auflage gemacht werden. 

Aus den Zuschußmitteln können Vergütungen an Banken 
für die Verwaltung etwa gewährter Darlehensmittel gezahlt 
werden. 

Neben den bei Abschnitt a) etwa verfügbaren Mitteln sollen 
auch im Rechnungsjahr 1961 Darlehensmittel einzeln (vgl. 
Tit. 673 c)) und in Höhe von etwa 45 000 000 DM zentral (vgl. 
Tit. 673 e)) vom Kapitalmarkt beschafft und zinsverbilligt 
werden. 

Mittel für den Ausbau von Wirtschaftswegen stehen auch 
bei Tit. 575 b) zur Verfügung. 
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Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 


Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

1 


2 

3 

4 

5 

575 

Förderung wasserwirtschaftlicher und kulturtechnischer 
Maßnahmen 

a) Darlehen 





Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b) 
erzielten Einsparungen geleistet werden. 

b) Zuschüsse 

1. Für Maßnahmen mit übergebietiicher Bedeu- 
tung 

Der Ansatz kann bis zur Höhe der bei Abschnitt 2 
veranschlagten Mittel überschritten werden. 

2. Verstärkung der Mittel zu 1. auf Grund des j 

„Grünen Plans 1961“ 

Ausgaben sind nur bei Abschnitt 1 zu buchen. 

Die Mittel sind übertragbar. 

55 000 000 

38 000 000 

38 000 000 

55 000 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 575 a) 

Neben den bei Abschnitt a) etwa verfügbaren Mitteln sollen 
auch im Rechnungsjahr 1961 Darlehensmittel für Maßnah- 
men der Binnenwasserwirtschaft über den Kapitalmarkt 
beschafft und zinsverbilligt werden. Vgl. Tit. 673 b) und c). 

Zu Tit. 575 b) 1. und 2. 

Die bisherigen Erläuterungen entfallen. 

Es sind veranschlagt für: 



Zuschüsse 
aus b) 1. 

DM 

Zuschüsse 
aus b) 2. 

{Grüner Plan 1961) 

DM 

Zusammen 

DM 

1960 

(90 v. H.) 

DM 

£um Vergleich 

Für 

Mehr 

DM 

1961 

Weniger 

DM 

I. Wasserwirtschaftliche und kultur- 
technische Vorhaben mit über- 
gebictlicher Bedeutung im Binnen- 
land 

17 200 000 

20 800 000 

38 000 000 

36 135 000 

1 865 000 


II. Sondermaßnahmen im Tidegebiet 
der Nordseeküste (Küstenplan) 
a) Niedersachsen, Hamburg und 
Bremen 

11 700 000 

20 000 000 

31 700 000 

27 900 000 

3 800 000 


b) Schleswig-Holstein 

5 500 000 

10 200 000 

15 700 000 

18 000 000 

— 

2 300 000 * 

III. Hochwasserschutz im Alpenbereich | 
und Sanierung von Flußgebieten ; 
im Voralpenland (Alpenplan) .... 

3 600 000 

4 000 000 

7 600 000 

6 300 000 

1 300 000 



Zusammen .... 

38 000 000 

55 000 000 

93 000 000 

88 335 000 

4 665 000 



* Nach Tit. 619 (Küstenschutz) verlagert 2 600 000 DM 

Mehr für den Küstenplan 300 000DM 

Zu I. 


Bei den wasserwirtschaftlichen Vorhaben großen Umfanges 
mit übergebietiicher Bedeutung im Binnenland handelt es 
sich hauptsächlidi um Hochwasserfreilegung vieler bedroh- 


ter Gebiete, sonstige Meliorationsarbeiten, Wildbachverbau- 
ung, ländliche Wasserversorgung und Kanalisationen, Ab- 
wasserverwertungsanlagen und den Ausbau von Wirtschafts- 
wegen, deren Durchführung einerseits eine erhebliche Erzeu- 
gungssteigcrung gestattet und andererseits eine Quelle fort- 
schreitender Erschließung weiterer Erzeugungsreserven über 
Jahrzehnte ist. Durch geeignete Auswahl der zu fördernden 
Maßnahmen und Einwirkung auf ihre Gestaltung durch ent- 
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Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 



DM 

DM 

DM 

• 

2 

3 

4 

5 


Erläuterungen 


(Noch zu Tit. 575 b) 1. und 2.) 

sprechende Bedingungen wird angestrebt, den Wasservorrat 
so gut wie möglich und schonend zu nutzen und damit 
drohende wasserwirtschaftliche Gefahren abzuwenden. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten zur 
Auflage gemacht werden. 


Aus den Mitteln können audi allgemeine Förderungsmaß- 
nahmen durchgeführt werden. Hierzu gehören u. a, For- 
schungs- und Versuchsaufträge. 

Für wasserwirtschaftliche und kulturtechnische Vorhaben 
mit .übergebietlicher Bedeutung im Binnenland sind damit 
veranschlagt: 



1961 

DM 

1960 

(75 v.H. des 
Ansatzes) 

DM 

1959 

DM 

1958 

DM 

1955—1957 

DM 

Bei Tit. 575 a) und b) 2. („Grüner Plan") 
Bei Tit. 575b) 1 

20 800 000 

17 200 000 

15 000 000 

15 112 500 

20 000 000 

15 200 000 

14 000 000 

15 200 000 

20 800 000 

45 000 000 

Zusammen . . . . | 

38 000 000 

30 112 500 

35 200 000 

29 200 000 

65 800 000 


Zu II. 

Die Maßnahmen sind notwendig zum Schutze und zur Ver- 
besserung der hinter den Deichen gelegenen Ländereien. 
Ausgeführt werden sollen Entwässerungen einschließlich 
Vorflutbeschaffung, Deichzuwegungen, Wirtschaftswege, Tief- 
und Flachumbruch und Gesundungskalkung. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemessene 
Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten zur Auf- 
lage gemacht werden. 



1961 

DM 

1960 

(75 v.H. des 
Ansatzes) 

DM 

1959 

DM 

1958 

DM 

1955—1957 

DM 

Bei Tit. 619 

Bei Tit. 575 a) und b) 2. („Grüner Plan") 
Bei Tit. 575 b) 1 

30 200 000 

17 200 000 

21 750 000 

16 500 000 

29 000 000 

22 000 000 

20 000 000 

22 000 000 

21 000 000 

40 000 000 

45 000 000 

Zusammen .... 

47 400 000 


38 250 000 

51 000 000 

42 000 000 

106 000 000 

Zu III. 

Im Alpenbereich müssen landwirtschaftlich genutzte Flächen, 
Siedlungen und Verkehrswege vor Hochwasser geschützt 
werden. Insbesondere sind an den Brennpunkten der Hoch- 
wassergefahr im Rahmen der Rückhaltung der Hochwasser- 
spitzen künstliche Speicherbecken zu schaffen und natürliche 
Becken und Seen zu erweitern. In Verbindung damit sind 

auch Wildbäche zu verbauen und Flußgebiete im Voralpen- 
land zu sanieren. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kanneine angemessene 
Beteiligung des Landes Bayern und der Beteiligten zur Auf- 
lage gemacht werden. 

Für den Alpenplan sind damit veranschlagt: 


1961 

DM 

1960 

(75 v. H. des 
Ansatzes) 

DM 

1959 

DM 

1958 

DM 

1955—1957 

DM 

Bei Tit. 575 a) und b) 2. („Grüner Plan") 
Bei Tit. 575 b) 1 

4 000 000 

3 600 000 

3 000 000 

2 250 000 

4 000 000 

3 000 000 

4 000 000 

3 000 000 

9 000 000 

9 000 000 

Zusammen .... 

7 600 000 

5 250 000 

7 000 000 

7 000 000 

18 000 000 


Aus den Mitteln ist auch der Verwaltungskostenanteil des 
Bundes für den Beauftragten des Bundes und des Landes 
Niedersachsen für den Küstenplan zu zahlen. 

Es sind damit für den Küstenplan veranschlagt: 


Zu I. bis III. 

Aus den Zuschußmitteln können Vergütungen an Banken 
für die Verwaltung bisher gewährter Darlehensmittel ge- 
zahlt werden. 
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DM 

l 

2 

3 

4 

5 

576 

Ländliche Wasserversorgung, Kanalisation, Abwasser- 
beseitigung und -Verwertung („Grüner Plan 1961") 





a) Darlehen 

Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b) 
erzielten Einsparungen geleistet werden. 


— 

— 

577 

b) Zuschüsse 

Die Mittel sind übertragbar. 

Verstärkung der elektrischen Stromversorgung und 
Durchführung der Restelektrifizierung („Grüner Plan 
1961") 

30 000 000 


30 000 000 


a) Darlehen 

Ausgaben dürfen bis zur Höhe der bei Abschnitt b) 
erzielten Einsparungen geleistet werden. 





b) Zuschüsse 

Die Mittel sind übertragbar. 

5 000 000 


5 000 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 576 a) und b) 

Zur Verbesserung der gesundheitlichen und arbeits- 
wirtschaftlichen Verhältnisse auf dem Lande sollen die zen- 
trale Wasserversorgung, Kanalisation und schadlose Ab- 
wasserbeseitigung gefördert werden. 

Zentrale Wasserversorgung und Kanalisation dienen der 
Rationalisierung landwirtschaftlicher Betriebe und der Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität. Die landwirtschaftliche 
Verwertung der Abwässer ist eine landeskulturelle Maß- 
nahme von großem landwirtschaftlichem und wasser- 
wirtschaftlichem Nutzen (Ertragssteigerung, Reinhaltung der 
Gewässer und Erweiterung des Wasserkreislaufs). 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemessene 
Selbstbeteiligung der Länder und der Beteiligten zur Auf- 
lage gemacht werden. 

Aus den Zuschußmitteln können Vergütungen an Banken 
für die Verwaltung bisher gewährter Darlehensmittel ge- 
zahlt werden. Neben den bei Abschnitt a) etwa verfügbaren 
Mitteln sollen auch im Rechnungsjahr 1961 Darlehensmittel 
für Maßnahmen der ländlichen Wasserversorgung in Höhe 
von etwa 35 000000 DM zentral vom Kapitalmarkt beschafft 
und zinsverbilligt werden. Vgl. Tit. 673 e). 


Zu Tit. 577 a) und b) 

Für die Landwirtschaft ist in vielen Bezirken die Ver- 
stärkung der elektrischen Stromversorgung und die Durch- 
führung der Restelektrifizierung wirtschaftlich von ent- 
scheidender Bedeutung. 

Die Länder und die Beteiligten, vornehmlich jedoch die 
Elektro-Versorgungsunternehmen, sollen zu der Finanzie- 
rung der Vorhaben angemessen beitragen. 

Die Mittel sollen vom Bundesministerium für Wirtschaft im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bewirtschaftet werden. 

Die Zuschüsse sollen gewährt werden 

1. bei Neuanschluß bisher nicht versorgter landwirtschaft- 
licher Betriebe zur teilweisen Abgeltung der Baukosten- 
zuschüsse, die von diesen zu tragen sind; 

2. bei der Umstellung der Ortsnetze von Gleich- auf Wech- 
sel- bzw. Drehstrom, bei Spannungsumstellungen und bei 
Umstellung von Zweileiter- auf Vierleiteranschlüsse zur 
teilweisen Abgeltung der Installationskosten in Haus und 
Hof und zur Umstellung und zum Austausch vorhandener 
Geräte auf die neue Spannung. 

Aus den Zuschußmitteln können Vergütungen an Banken 
für die Verwaltung etwa gewährter Darlehensmittel ge- 
zahlt werden. 
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DM 
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DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

578 

Förderung des Einsatzes von Maschinen und techni- 
schen Anlagen („Grüner Plan 1961") 

a) Darlehen 

für den Bau von Unterdachtrocknungsanlagen und 
Gülleanlagen sowie für die gemeinschaftliche An- 
wendung von Maschinen 





b) Zuschüsse 

1. für den Bau von Grünfuttersilos, Unterdach- 
trocknungsanlagen und Gülleanlagen 

20 000 000 


20 000 000 


2. für die gemeinschaftliche Anwendung von Ma- 
schinen 

10 000 000 

— 

10 000 000 


Die Mittel sind übertragbar. 





Erläuterungen 


Zu Tit. 578 a) 

Der Abschnitt dient der haushaltstechnischen Abwicklung. 

Zu Tit. 578 b) 1. 

Die wirtschaftseigene Futterkonservierung muß verbessert 
werden, besonders in kleinen und mittelbäuerlichen Futter- 
baubetrieben. Zu diesem Zweck werden zum Bau von Grün- 
futtersilos in Klein- und Mittelbetrieben und zum Bau von 
Unterdachtrocknungsanlagen und Gülleanlagen in Futterbau- 
betrieben Zuschüsse verstärkt zur Verfügung gestellt. 


Zu a) 

Die überbetriebliche Verwendung von Maschinen und Ein- 
richtungen, vorwiegend in klein- und mittelbäuerlichen Be- 
trieben sowie in Futterbauwirtschaften, soll durch Gewäh- 
rung von Einkaufsbeihilfen gefördert werden. Zu diesem 
Zweck ist beabsichtigt, die gemeinschaftliche Maschinen- 
anwendung in der Form von Lohnunternehmen, von Zu- 
sammenschlüssen in Gestalt einer juristischen Person und 
von genossenschaftlichen Unternehmungen zu fördern. Auch 
für die Anschaffung von Spezialmaschinen können Ein- 
kaufsbeihilfen gewährt werden. Zuschüsse für Kühl- und 
Molkereieinrichtungen stehen bei Tit. 630 a) zur Verfügung. 


Zu Tit. 578 b) 2. 

Veranschlagt sind für: 


b) 



1961 

1960 


DM 

DM 

Einkaufsbeihilfen für überbe- 
trieblichen Maschineneinsatz 
und für Spezialmaschinen 

9 700 000 

9 700 000 

Beschaffung und Erprobung von 
Maschinen und Geräten durch 
wissenschaftliche Institute und 
Einrichtungen 

300 000 

300 000 

Zusammen .... 

10 000 000 

10 000 000 


Zu b) 

Wissenschaftliche Institute und Einrichtungen des Bundes, 
der Länder und andere sollen in die Lage versetzt werden, 
neu entwickelte Landmaschinen und Spezialgeräte zu kaufen 
und zu erproben. Dies gilt besonders für Maschinen, die im 
Ausland neu entwickelt worden sind und deren Eignung 
für die deutsche Landwirtschaft einer Erprobung bedarf. 

Hierunter fallen auch Maschinen und Geräte, die der Ab- 
satzförderung und der Veredlung der landwirtschaftlichen 
Produkte dienen. 
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DM 

DM 

DM 

i 

2 

3 

4 

5 

580 

Förderung des Gemüse-, Obst- und Gartenbaues sowie 
der Kartoffel Wirtschaft 





a) Darlehen 





Verbesserung von Qualität und Absatz bei Obst, 
Gemüse und Kartoffeln („Grüner Plan 1957") .... 








b) Zuschüsse 





1. Förderung des Gemüse-, Obst- und Garten- 
baues („Grüner Plan 1961“ 2 000 000 DM) .... 

2 000 000 

270 000 

2 270 000 


2. Verbesserung von Qualität und Absatz bei 
Obst, Gemüse, anderen Gartenbauerzeugnis- 
sen und Kartoffeln („Grüner Plan 1961") 

12 500 000 


12 500 000 


Die Mittel sind übertragbar. 





Erl äuterungen 


Zu Tit. 580 a) 

Der Abschnitt dient der haushaltstechnischen Abwicklung. 

Zu Tit. 580 b) L 


Die bisherigen Erläuterungen entfallen. 
Es sind veranschlagt für: 

1961 

1960 


DM 

DM 

1. Bisherige Maßnahmen 

270 000 

300 000 

2. Förderung des Gartenbaues 

(„Grüner Plan 1961") 

2 000 000 

2 000 000 

Zusammen .... 

2 270 000 

2 300 000 

Zu 1. 

Die wirtschaftliche und soziologische 

Bedeutung 

des Ge- 


müse-, Obst- und Gartenbaues ist ständig gewachsen. Die- 
ser Wirtschaftszweig muß auch im Hinblick auf die Ent- 
wicklung zum gemeinsamen europäischen Markt in allen 
seinen Teilen wettbewerbsfähig gemacht werden. Hieraus 
ergeben sich wissenschaftliche und praktische Aufgaben, 
die überregional für den Gemüse-, Obst- und Gartenbau im 
gesamten Bundesgebiet wichtig sind und gelost werden 
müssen. 

Zur Klärung wissenschaftlicher Fragen, die Arbeitsgemein- 
schaften übertragen ist, denen auch Berater angehören, 
werden etwa 80000 DM benötigt. 

Mit den Mitteln sollen ferner die praktisdie Versuchstätig- 
keit der Gartenbauberater und der Versuchsstationen, die 
Aufbereitung und Frischhaltung der Erzeugnisse, die Ver- 
breitung neuzeitlicher Erkenntnisse durch Veröffentlichun- 
gen oder Vortragsveranstaltungen, sonstige Untersuchun- 
gen und die Deutsche Gartenbaugesellschaft gefördert wer- 
den. 

Zu 2. 

Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit des deutschen Gar- 
tenbaues sind Verbesserungen der Kulturmethoden erfor- 
derlich, für die betriebliche Veränderungen oder Ergänzun- 
gen notwendig werden. Die Selbsthilfe soll auf Grund des 
„Grünen Plans 1961" unterstützt werden. 


Zu Tit. 580 b) 2. 


Es sind veranschlagt für: 

1961 

1960 

1. Lager-, Sortier- und Absatzein- 
richtungen für Obst, Gemüse, 
andere Gartenbauerzeugnisse 

DM 

DM 

und Kartoffeln 

2. Qualitätskontrolle für Obst, Ge- 

9 000 000 

9 000 000 

müse und Kartoffeln 

3. Allgemeine Förderungsmaßnah- 

3 000 000 

3 000 000 

men 

500 000 

500 000 

Zusammen 

Zu 1. 

12 500 000 

12 500 000 


Voraussetzung für einen reibungslosen Absatz von Obst, 
Gemüse, anderen Gartenbauerzeugnissen und Kartoffeln und 
für eine gleichmäßige Versorgung mit diesen Erzeugnissen 
sind sachgemäße Lager-, Sortier- und Absatzeinrichtungen 
in den Erzeuger- und Verbrauchergebieten. Da diese Ein- 
richtungen noch nicht ausreichend vorhanden sind, soll ihre 
Beschaffung und Verbesserung durch Zuschüsse gefördert 
werden. 

Zu 2. 

Zur Förderung des Absatzes muß die Qualitätskontrolle für 
Obst, Gemüse und Kartoffeln weiter ausgedehnt und ver- 
bessert werden. Mit den Zuschüssen soll die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, in den Anbau- und Verladegebieten sowie 
in den Empfangsgebieten unabhängige und sachverständige 
Kontrolleure in genügender Zahl einzusetzen. 

Die Einhaltung der für die Qualitätskontrolle geforderten 
Qualitätsvorschriften soll durch Prüfungen sichergestellt 
werden. Die Kosten hierfür können aus den Mitteln gedeckt 
werden. 

Zu 1. und 2. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder zur Auflage gemacht wer- 
den. 

Zu 3. 

Zu den allgemeinen Maßnahmen zur Förderung von Quali- 
tät und Absatz gehören u. a. die Beschaffung von Anschau- 
ungs-, Lehr- und Werbematerial für Qualitätserzeugnisse, 
Forschungsaufträge und die Schulung von Kontrolleuren, 
Überwachungsbeamten und Sachverständigen. 

Zu 1. bis 3. 

Mittel zur Förderung des Kartoffelbaues sind bei Tit. 629 
veranschlagt. 
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603 

a) Zuschüsse zur Förderung und Verbesserung der 
Allgemeinbildung auf dem Lande, der fachlichen 
Berufsausbildung, der Wirtschaftsberatung und 





der Landjugendarbeit 

Die Mittel können bis zur Höhe des bei Abschnitt b) 
veranschlagten Betrages überschritten werden. 

b) Verstärkung der Mittel zu Abschnitt a) auf Grund 


7 800 000 

7 800 000 

! 

des „Grünen Plans 1961" 

Ausgaben sind nur bei Abschnitt a) zu buchen. 

Die Mittel können bis zur Höhe der bei Tit. 606 er- 
zielten Einsparungen überschritten werden. 

Aus den Mitteln können auch Personal- und Sachausgaben 
geleistet werden. 

Die Mittel sind insoweit übertragbar, als sie für Baumaß- 
nahmen zur Verfügung gestellt werden. 

17 800 000 


17 800 000 

606 

Förderung der Wissenschaft („Grüner Plan 1961") .... 

Einsparungen dürfen zur Verstärkung der Mittel bei 
Tit. 603 b) verwendet werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 

3 000 000 


3 000 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 603 a) und b) 

Die bisherigen Erläuterungen entfallen. 

Es sind veranschlagt: 

1961 1960 

DM DM 

1. Für Maßnahmen auf der Bundes- 

ebene durch das Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 950 000 950 000 

davon „Grüner Plan" (750 000} (750 000) 

2. Für Zuschüsse zur Durchführung 
der Wirtschaftsberatung auf den 
Gebieten der Land- und Forst- 
wirtschaft, des Gartenbaues, der 
Fischwirtschaft sowie der länd- 
lichen Hauswirtschaft und der 
Jugendberatung, zur Verbesse- 
rung der Allgemeinbildung, der 
fachlichen Berufsausbildung und 

der Landjugendarbeit 24 650 000 25 360 000 

davon „Grüner Plan" (17 050 000) (17 050 000) 

Zusammen.... 25 600 000 26 310 000 

davon „Grüner Plan" (17 800 000) (17 800 000) 

Zu 1. 

Die Kosten der Bundesberater, die aus . Mitteln des ERP- 

Sondervermögcns getragen wurden, und zwar 

Zahl der Stellen 

Honorarvertrag 1 (1) 

Verg.Gr. III 2 (2) 

zusammen 3 (3) 

fallen den Mitteln zur Last. 


Zu. 2. 

Die Mittel des „Grünen Plans 1961" werden außer zur ver- 
stärkten Förderung der Wirtschaftsberatung, insbesondere 
zur Verbesserung der Allgemeinbildung auf dem Lande 
durch Unterstützung der Arbeit der ländlichen Heimvolks- 
hochschulen, zur Förderung der Berufsausbildung durch Ge- 
währung von Ausbildungsbeihilfen (einschließlich der Fort- 
bildung der Landarbeiter) und Zuschüssen zur Errichtung 
und zum Ausbau von Fachschulen sowie zur Unterstützung 
der Arbeit der Landjugendorganisationen eingesetzt. 

Die Mittel finden keine Verwendung für Maßnahmen, die 
aus dem Bundesjugendplan bezuschußt werden. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder zur Auflage gemacht 
werden. 

Zu Tit. 606 

An das Ministerium treten landwirtschafts-, ernährungs- 
und forstwissenschaftliche Aufgaben heran, für die keine 
besonderen Mittel zur Verfügung stehen, die jedoch schnell 
und möglichst umfassend — auch mittelbar — gefördert 
werden müssen. 

Es sollen u, a. Forschungsaufträge erteilt und Zuschüsse für 
Forschungseinrichtungen, Studienreisen und Erfahrungs- 
austausch sowie zur Veröffentlichung von wichtigen For- 
schungsergebnissen gewährt werden. 

Aus diesem Titel dürfen Mittel, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 1 vorliegen, auch an Bundesforschungsanstalten 
und aus dem Bundeshaushalt bezuschußte Einrichtungen be- 
reitgestellt werden. 
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607 

Zuschüsse zur Förderung des Weinbaues und der Kel- 
lerwirtschaft („Grüner Plan 1961" 3 000 000 DM) . . . 

3 000 000 

500 000 

3 500 000 

615 

Die Mittel in Höhe von 3 000 000 DM (Nr. 2 der Erläute- 
rungen) sind übertragbar. 

Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen 

c) Verstärkung der Mittel zu Abschnitt a) auf Grund 

des „Grünen Plans 1961" 

5 000 000 ; 


5 000 000 


Die Mittel können bis zur Höhe der bei Abschnitt d) 
erzielten Einsparungen überschritten werden. 

Ausgaben sind nur bei Abschnitt a) zu buchen. 

d) Bekämpfung der Brucellose bei Rindern und 
Schafen („Grüner Plan 1961") 

5 000 000 


5 000 000 

629 

Die Mittel sind übertragbar, 

Zuschüsse zur Förderung von Qualität und Absatz 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse („Grüner Plan 1961") 

19 000 000 


19 000 000 


Die Mittel sind übertragbar. 





Erläuterungen 


Zu Tit. 607 

Die bisherigen Erläuterungen entfallen. 

Es sind veranschlagt für: 

1. Förderung des Weinbaues 500 000 DM 

2. Förderung der Kellerwirtschaft 

(„Grüner Plan 1961") 3 000 QQQ DM 

Zusammen .... 3 500 000 DM 

Zu 1. 


Der deutsche Weinbau muß, um seinen Fortbestand zu 
sichern, die Umstellung der Weinbaufläche auf eine reblaus- 
sichere Grundlage fortführen. Dazu gehören auch die Ein- 
richtung von Gemeinschaftsanlagen durch Wiederaufbau- 
genossenschaften und der Bau von Weinbergswegen. 

Da die Maßnahmen erheblidie Aufwendungen verursachen, 
sollen die Kostenträger hierbei vom Bund unterstützt 
werden. 

Zu 2. 

Mit den Bundesmitteln sollen Einrichtung und Ausbau 
genossenschaftlicher Anlagen der Winzer gefördert werden. 
Diese Selbsthilfe des deutschen Weinbaues verursacht er- 
hebliche Kosten und erfordert eine finanzielle Hilfe des 
Bundes. 

Zu 1. und 2. 

Aus den Mitteln können auch wissenschaftliche und prak- 
tische Maßnahmen gefördert werden. 

Zu Tit. 615 c) und d) 

Durch den „Grünen Plan 1961" werden wie in den Vor- 
jahren Mittel zur Verfügung gestellt, um die Tierbestände 
beschleunigt und wirksam von Seuchen, vornehmlich Tuber- 
kulose und Brucellose, freizumachen. 

Zu Tit. 615 c) 

Um die Tilgung der Tuberkulose zu beschleunigen, werden 
zusätzliche Mittel in Höhe von 5 000 000 DM zur Verfügung 
gestellt. Auf die Erläuterungen zu Abschnitt a) wird Bezug 
genommen. 


Zu Tit. 615 d) 

Die Brucellose stellt neben der Tuberkulose die verlust- 
reichste chronische Tierseuche dar. Die veranschlagten 
Mittel sollen insbesondere für das Ermittlungsverfahren und 
für Ausmerzung von brucellose-infizierten Tieren verwendet 
werden. 

Mit den Mitteln können in begrenztem Umfang auch all- 
gemeine Maßnahmen in der Brucellosebekämpfung durch- 
geführt werden. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemessene 
Selbstbeteiligung der Länder zur Auflage gemacht werden. 


Zu Tit. 629 

Mit den Mitteln sollen der Bau von Trocknungseinrichtun- 
gen sowie in eingeschränktem Umfang von Lagereinrich- 
tungen für Getreide gefördert werden. 

Ferner sollen die Mittel insbesondere zur Förderung der 
Erzeugung und des Absatzes von Ölfrüchten, des Kartoffel- 
baues, der Geflügelwirtschaft, für den Ausbau von Absatz- 
und Verwertungseinrichtungen für Schlachtgeflügel, für die 
Errichtung und den Ausbau von Schweinemastleistungs- 
prüfungsanstalten sowie für Tabaktrocknungsanlagen und 
gemeinschaftliche Tabaksortieranlagen verwendet werden. 

Allgemeine Förderungsmaßnahmen können mit den Mitteln 
ebenfalls durchgeführt werden. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemessene 
Selbstbeteiligung der Länder zur Auflage gemacht werden. 

Mittel für die Verbesserung von Qualität und Absatz bei 
Obst, Gemüse und Kartoffeln sind ferner bei Tit. 580, für 
die Förderung von Qualität und Absatz bei Milch bei 
Tit. 630 und für allgemeine Absatzförderungsmaßnahmen 
für land- und ernährungswirtschaftliche Erzeugnisse sowie 
für solche Einzelmaßnahmen, für die nicht besondere Mittel 
vorgesehen sind, bei Tit. 650 veranschlagt. 
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630 

Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft 

a) Förderung von Qualität und Absatz („Grüner 
Plan 1961") 

18 000 000 


18 000 000 


Die Mittel sind übertragbar. 

b) Durchführung von Schulmilchspeisungen („Grüner 
Plan 1961") 

10 000 000 


10 000 000 

650 

Aufklärung, Verbraucherberatung und Absatzförderung 

(„Grüner Plan 1961" 1 700 000 DM) 

1 700 000 

900 000 

2 600 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 630 a) 

Es sind veranschlagt für: 

1961 1960 

DM DM 

1. Verbesserung der Molkereiwirt- 
schaft 8 000 000 10 000 000 

2. Kühl- und Molkereieinrichtungen 5 000 000 6 000 000 

3. Milchleistungsprüfungen 5 000 000 5 000 000 

Zusammen 18 000 000 21 000 000 

Wegen der Zuschüsse zur Erhöhung des Auszahlungspreises 
für Qualitätsmilch vgl. Tit. 961. 

Zu 1. 

Die Zuschüsse sollen dazu beitragen, das Molkcreiwesen zu 
verbessern und damit in absehbarer Zeit die Milchgeldaus- 
zahlung zu erhöhen und darüber hinaus die Qualität der 
Milch und Milcherzeugnisse zu steigern. 

Dies kann u. a. erreicht werden durch 

a) Zusammenlegung unwirtschaftlich arbeitender Betriebe, 

b) Zusammenfassung mehrerer Betriebe unter einer gemein- 
schaftlichen Geschäftsführung, 

c) produktionswirtschaftliche Arbeitsteilung zwischen meh- 
reren Betrieben, 

d) Verlagerung von Betrieben, die eine Verbilligung der 
Transportkosten und der Kosten der Be- und Verarbei- 
tung auslöst, 

e) die Neuerrichtung von Betrieben unter der Vorausset- 
zung, daß sie im Zusammenhang mit der Stillegung be- 
stehender Betriebe oder Betriebszweige erfolgt und zu 
einer produktionswirtschaftlichen Arbeitsteilung führt. 

Die Zuschüsse sollen gewährt werden zu Abfindungen und 
Investitionen, wenn diese durch die Neuorganisation not- 
wendig werden und ohne Zuschüsse zu einer nicht tragbaren 
Belastung führen würden. 

Für einen erfolgreichen Einsatz der Mittel ist eine qualifi- 
zierte Beratung der Beteiligten nicht zu entbehren. 

Zu 2. 

Zur Verbesserung der Milchqualität sollen Zuschüsse für die 
Anschaffung von Kühleinrichtungen (künstliche Kälte) in 
Milcherzeuger-Betrieben oder Milchsammelstellen gewährt 
werden. Diese Kühleinrichtungen sollen die Landwirte in 
den Stand setzen, die Milch zur Erhaltung ihrer Qualität in 
gekühltem Zustande an die Molkereien abzuliefern. 

Die Mittel sollen ferner zur Anschaffung von kombinierten 
stationären oder fahrbaren gemeinschaftlichen Melk- und 
Kühleinrichtungen sowie — unter bestimmten Vorausset- 
zungen — von Einrichtungen zum Milch- und/oder Rahm- 
transport zur Molkerei gewährt werden. 


Zu 3. 

Zur Rationalisierung der Milcherzeugung haben sich die 
Milchleistungsprüfungen als sehr wirkungsvoll erwiesen. 
Die Bundesmittel sollen daher dazu beitragen, den klein- 
und mittelbäuerlichen Betrieben, bei denen die Einnahmen 
aus der Milchviehhaltung ausschlaggebend ins Gewicht fal- 
len, den Anschluß an die Milchleistungskontrollen zu er- 
leichtern. 

Zu 1. bis 3. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder und Gemeinden zur Auf- 
lage gemacht werden. 

Zu Tit. 630 b) 

Mit den Mitteln soll die Steigerung des Milchabsatzes ge- 
fördert werden. In die Maßnahme werden auch Kindertages- 
stätten (Kindergärten) einbezogen. 

Bei der Gewährung der Bundesmittel kann eine angemes- 
sene Selbstbeteiligung der Länder und Gemeinden zur Auf- 
lage gemacht werden. 

Zu Tit. 650 

Die bisherigen Erläuterungen entfallen. 


Es sind veranschlagt für: 1961 1960 

DM DM 

1. Allgemeine Aufklärungsmaßnahmen 

(„Grüner Plan 1961") 1 200 000 1 200 000 

2. Verbraucherberatung und 

Ernährungsaufklärung 787 500 875 000 

3. Absatzförderung („Grüner Plan 1961" 

500 000 DM) 612 500 62 5 000 

Zusammen .... 2 600 000 2 700 000 


Die Agrar- und Ernährungspolitik der Bundesregierung 
kann bei der Bevölkerung in Stadt und Land nur dann 
Widerhall und Verständnis finden, wenn ihr die Maßnah- 
men durch Schrift, Wort und Bild bekanntgemacht und er- 
läutert werden. Es können auch geeignete Unterlagen be- 
schafft und Einrichtungen bezuschußt werden. 

Zu 2. 

Es liegt im öffentlichen Interesse, durch eine zweckmäßige 
Ernährung die Leistungsfähigkeit der Bevölkerung zu er- 
höhen und ihre Gesundheit zu verbessern. Dazu muß die 
Bevölkerung über die Bedeutung einer vollwertigen Ernäh- 
rung, über den Nahrungsbedarf, den Wertgehalt der Nah- 
rungsmittel, ihre Behandlung und Zubereitung sowie über 
die lebensmittelrechtlichen Bestimmungen aufgeklärt wer- 
den. Dies soll durch Verbreitung von Berichten, Broschüren, 
Schriften, Diapositiven und Filmen, durch Ausstellungen 
und die Schaffung von Unterrichts- und Bildungsstoff für 
Schulen jeglicher Art geschehen. Diese Aufklärungsarbeit 
wird im Einvernehmen mit dem Verbraucherausschuß für 
Ernährungsfragen, in dem die Organisationen der Verbrau- 
cher vertreten sind, durchgeführt. 
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1002 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

673 

Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen 
zur Förderung vordringlicher agrar- und ernährungs- 
wirtschaftlicher Maßnahmen 

a) Deckung bereits eingegangener Verpflichtungen 
(davon „Grüner Plan 1961" 18 100 000 DM) 

18 100 000 

70 950 000 

89 050 000 


Die Mittel können bis zur Höhe der bei Abschnitt b) 
und c) veranschlagten Beträge überschritten werden. 

b) Zinsverbilligungsaktion 1961 


1 1 970 000 

11 970 000 


Ausgaben sind nur bei Abschnitt a) zu buchen. 

c) Verstärkung der Mittel zu Abschnitt b) auf Grund 

des „Grünen Plans 1961" 

5 000 000 


5 000 000 


Ausgaben sind nur bei Abschnitt a) zu buchen. 

d) Konsolidierung umschuldungsbedürftiger kurz- 
fristiger Verbindlichkeiten („Grüner Plan 1961") 

2 200 000 


2 200 000 


e) Kapitaldienst für Kapitalmarktmittel („Grüner 
Plan 1961") 

28 350 000 

— 

28 350 000 


Erläuterungen 


(Noch zu Tit. 650) 

Zu 3. 

Mit den Mitteln sollen allgemeine Absatzförderungsmaßnah- 
men für land- und ernährungswirtschaftliche Erzeugnisse und 
Einzelmaßnahmen durchgeführt werden, soweit solche nicht 
aus den Tit. 580 und 629 gefördert werden. Insbesondere 
sollen Qualitätsbestrebungen gefördert, Verbands- und Güte- 
zeichen weiter entwickelt und die Aufklärung über Handels- 
klassen verstärkt werden. Diese Aufgaben sind angesichts 
der Entwicklung zum gemeinsamen europäischen Markt von 
besonderer Bedeutung. 

Zu Tit. 673 a) bis c) 

Die Durchführung einer Reihe von wichtigen agrar- und 
ernährungswirtschaftlichen Maßnahmen soll dadurch er- 
leichtert werden, daß Kredite auf einen tragbaren Zinssatz 
verbilligt werden. Es ist deshalb vorgesehen, für derartige 
Maßnahmen den Zinssatz des freien Kapitalmarktes durch 
Verbilligungszuschüsse entsprechend zu senken. 

Zu Tit 673 a) 

Zur Deckung der bisher eingegangenen Verpflichtungen sind 


veranschlagt: 


aus „Grüner 




Plan 1961" 

Zusammen 


DM 

DM 

DM 

für die Tranche 1954 .... 

7 100 000 



7 100 000 

für die Tranche 1955 .... 

9 500 000 

— 

9 500 000 

für die Tranche 1956 .... 

15 450 000 

1 800 000 

17 250 000 

für die Tranche 1957 .... 

15 000 000 

3 200 000 

18 200 000 

für die Tranche 1958 .... 

13 000 000 

4 700 000 

17 700 000 

für die Tranche 1959 .... 

11 500 000 

5 400 000 

16 900 000 

für die Tranche 1960 .... 

9 400 000 

3 000 000 

12 400 000 

Zusammen .... 

70 950 000 

18 100 000 

89 050 000 


Zu Tit. 673 b) 

Die Zinsverbilligungsaktion soll im Rechnungsjahr 1961 fort- 
gesetzt werden. 


Es sind veranschlagt: 

1. Besitzfestigung (insbesondere Aussied- 
lungen und Aufstockungen außerhalb des 
Flurbereinigungs- und des Siedlungsver- 
fahrens sowie Maßnahmen zur Vermei- 
dung unwirtschaftlicher Besitzzersplitte- 


rung) 1 350 000 DM 

2 . * 

3. Binnenwasserwirtschaft 4 950 000 DM 

4. * 

5. * 


6. Landwirtschaftliche Um- und Neubauten 
einschließlich Landarbeiterwohnungsbau 
und Wohnungen für unselbständige Land- 
handwerker in Betrieben, die überwie- 
gend für die Landwirtschaft *ätig sind . . 

7. a) Neubau von Kuttern, Loggern und 

kombinierten Fang- und Fabrikschif- 
fen sowie Umbau von Kuttern, Log- 
gern und Fischdampfern zum Zwecke 
der Modernisierung und Rationalisie- 
rung bei hilfsbedürftigen, besonders 

förderungswürdigen Betrieben 

b) * 

Zusammen .... 

Bei der Art der Maßnahmen wird die Laufzeit der Kredite 
verschieden zu bemessen sein. Für die Maßnahmen zu 1., 
3., 6. und 7. a) kommt bis auf weiteres eine Zinsverbilligung 
von etwa 2 v. H. in Betracht. 

Zur Durchführung der Zinsverbilligungsaktion ist in diesem 
Rahmen der Abschluß entsprechender Verträge mit den 
Durchführungsstellen (Banken usw.) erforderlich. 

* Kredite für die bisherigen Verwendungszwecke zu 2. (Obst-, 
Gemüse- und Gartenbau), 4. (Anschaffung von Gemein- 
schaftseinrichtungen und -maschinen), 5. (Milchwirtschaft) 
und 7. b) (Zentrale Kühl- und Absatzeinrichtungen für die 
Fischwirtschaft) werden bis auf weiteres nicht mit Verbilli- 
gungszuschüssen bedient. 


5 400 000 DM 


270 000 DM 


1 1 970 000 DM 
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1002 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Allgemeine Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

679 

Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl 
a) für die Landwirtschaft 

1. nach dem Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 
1955 in der durch das Straßenbaufinanzierungs- 





gesetz vom 28. März 1960 geänderten Fassung 

— 

156 247 000 

156 247 000 


2. nach dem „Grünen Plan 1961" 

67 350 000 

749 837 400*) 

67 350 000 
749 837 400*) 


Summe Allgemeine Ausgaben .... 

*) Ansätze der übrigen Titel, die von der Ergänzung nicht 
i betroffen sind. 

753 000 000 

1 036 474 400 

1 789 474 400 


Erläute rungen 


(Noch zu Tit. 673) 

Zu Tit 673 c) 

Im „Grünen Plan 1961" ist wiederum eine Verstärkung der 
bei Abschnitt b) veranschlagten Mittel vorgesehen, um das 
allgemeine Zinsverbilligungsprogramm aufzustocken, weiter- 
hin den ländlichen Wirtschaftswegebau einzubeziehen und 
eine verstärkte Zinsverbilligung in von Natur benachteilig- 
ten Gebieten zu ermöglichen. 

Zu Tit 673 d) 

Auf Grund des „Grünen Plans 1956" wurden für die Verbil- 
ligung von Zinsen bei der Umwandlung kurzfristiger hoch- 
verzinslicher Kredite in langfristige Kredite Zuschüsse bei 
Tit. 955 veranschlagt. 

Die Mittel dienen zur Deckung der eingegangenen Ver- 
pflichtungen. 

Zu Tit 673 a) bis d) 

Aus den Mitteln können Vergütungen an Banken für treu- 
händerische Verwaltung gewährt werden. Ferner können 
aus diesen Mitteln die Kosten von Prüfungen gedeckt wer- 
den, die vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten oder in dessen Auftrag durchgeführt 
werden. 

Zu Tit 673 e) 

Durch die „Grünen Pläne 1958, 1959 und 1960" wurden Kapi- 
talbeschaffungskosten und Zinsverbilligungsmittel für Kre- 
dite in Höhe von rund 200 000 000 DM, 130 000 000 DM und 
100 000 000 DM bereitgestellt, die auf dem Kapitalmarkt 
zentral zu beschaffen waren. 

Zur Deckung der eingegangenen Verpflichtungen für die 
Tranchen 1958, 1959, 1960 werden im Rechnungsjahr 1961 
16 350 000 DM benötigt 

Auf Grund des „Grünen Plans 1961" sollen vom Kapital- 
markt wiederum 130 0.00 000 DM Kredite zu Strukturver- 
besserungsmaßnahmen, und zwar für Aufstockung und Aus- 


siedlung, Flurbereinigung, ländliche Wasserversorgung und 
ländlichen Wirtschaftswegebau, beschafft und zentral bereit- 
gestellt werden. Für die Kapitalbeschaffungskosten und eine 
Zinsverbilligung werden 12 000 000 DM voraussichtlich er- 
forderlich. 


Zu Tit. 679 a) 2. 

Gasöl (Dieselkraftstoff) ist zur Zeit durch Zoll und Umsatz- 
ausgleichsteuer mit 9,30 Pf./kg oder 7,90 Pf./l belastet. Nach 
dem „Grünen Plan 1961" werden der Landwirtschaft diese 
Beträge im Wege einer Beihilfe zurückgewährt. Die nach 
dem Verkehrsfinanzgesetz gewährte Betriebsbeihilfe wird 
somit für den vorgesehenen Verbraucherkreis um 9,30 DM 
je 100 kg oder 7,90 DM je 100 1 erhöht. 

Bei einem voraussichtlichen Verbrauch von rund 724 200 t 
Gasöl im Jahre 1960 durch 823 000 Schlepper und durch die 
Arbeitsmaschinen ergibt sich ein Jahresbedarf für 1960 von 
rund 67 350 000 DM. 

Mehr infolge höheren Verbrauchs von Gasöl durch eine 
größere Anzahl von Schleppern. 

Die insgesamt für das Jahr 1960 zu gewährende Betriebs- 
beihilfe beträgt demnach je 100 1 

für die Zeit vom 
1 . Januar bis I 1 . April bis 
31. März 1 31. Dezember 

nach dem Verkehrsfinanzgesetz.. 15,30DM 19,30DM 1 ) 

nach dem Verkehrsfinanzgesetz .. 7,90 DM 7,90 DM 

Zusammen .... 23,20 DM 27,20 DM 

Die Festsetzung eines Durchschnittsatzes für das Kalender- 
jahr 1960 entsprechend dem Entwurf einer Ersten Ände- 
rungs-VO zur Gasöl-Betriebsbeihilfe-VO-Landwirtschaft vom 
25. Februar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 87) bleibt Vorbehalten. 


9 Verkehrsfinanzgesetz in der durch das Straßenbaufinan- 
zierungsgesetz geänderten Fassung. 
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1002 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Einmalige Ausgaben 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

DM 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

DM 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 

DM 

i 

2 

3 

4 

5 

961 

Einmalige Ausgaben 

Zuschüsse zur Erhöhung des Auszahlungspreises für 

Qualitätsmilch („Grüner Plan 1961") 

425 000 000 


i 

425 000 000 

962 

Zuschüsse zur Verbilligung und Steigerung der Han- 
delsdüngeranwendung („Grüner Plan 1961") 

185 000 000 

— 

185 000 000 

963 

Erstattung der Lastenausgleichsabgaben für bestimmte 
Niederungsgebiete an den Lastenausgleichsfonds 

(„Grüner Plan 1961“) 

14 000 000 

— 

14 000 000 


Erläuterungen 


Zu Tit. 961 

Auf Grund der „Grünen Pläne 1957, 1958, 1959 und 1960" 
wurde ein Förderungszuschlag zum Auszahlungspreis für an 
die Molkereien gelieferte Milch gewährt. Diese Maßnahme 
soll auch im Rechnungsjahr 1961 fortgesetzt werden. 

Die Einhaltung der für den erhöhten Milchauszahlungspreis 
geforderten Qualitätsvorschriften wird durdi Prüfungen 
sichergestellt. Die Kosten hierfür können aus den Mitteln 
gedeckt werden. 

Mehr infolge erhöhter Milchanlieferung. Bereits im Rech- 
nungsjahr 1960 wird ein erheblicher Mehrbedarf überplan- 
mäßig bereitgestellt werden müssen. 

Zu Tit. 962 

Die mit dem „Grünen Plan 1956" eingeleitete und darüber 
hinaus für das Jahr 1955 rückwirkend durchgeführte sowie 
in den Jahren 1957, 1958, 1959 und 1960 fortgesetzte Verbil- 
ligung der Handelsdünger hat sich als eine nachhaltige Ent- 
wicklungshilfe für die Landwirtschaft erwiesen und wesent- 
lich zur Steigerung der Produktivität beigetragen. Daher 
soll die ursprünglich nur für 3 Jahre vorgesehene Maßnahme 
auch noch im Rechnungsjahr 1961 fortgeführt werden. 

Bei dem Ansatz von 185 000 000 DM handelt es sich um 
einen Höchstbetrag, der nicht überschritten werden darf. 

Die Verbilligung soll sich auf die Stickstoff-, Phosphat-, Kali- 
und Kalkdünger erstrecken, die für die Versorgung der 
Landwirtschaft mit Pflanzennährstoffen wesentlich sind. Die 
Düngemittel sollen einen Nährstoffgehalt als Einzeldünger 
von wenigstens 10 v. H. und als Mehrnährstoffdünger von 


wenigstens 15 v. H. aufweisen. Die für diese Düngerarten 
bestehenden Bindungen an Höchstpreisvorschriften bleiben 
unberührt. 

Die Förderungsbeiträge werden nach den bisherigen Grund- 
sätzen berechnet. Für das Preisjahr 1961/62 werden sie durch 
besondere Richtlinien nach den in diesem Preisjahr gültigen 
Listenpreisen festgelegt. Die Förderungsbeiträge werden auf 
den Einzelrechnungen ausgewiesen und in Abzug gebracht. 

Die Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft 
ist beauftragt, nach den Richtlinien des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Verbilligungs- 
beträge auszuzahlen, die Einhaltung des Verfahrens zu über- 
wachen und entsprechende Überprüfungen vorzunehmen. 
Aus den Mitteln können auch die Kosten von Prüfungen, 
die im Aufträge des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten durchgeführt werden, und die 
Verwaltungskosten der mit der Durchführung beauftragten 
Organe gedeckt werden, soweit diese nicht vereinbarungs- 
gemäß von den beteiligten Düngerindustrien übernommen 
werden. 

Zu Tit. 963 

Die besondere Lage der Grünlandbetriebe in den Marschen 
erfordert noch zusätzliche steuerliche Erleichterungen. Hier- 
zu ist vorgesehen, die Lastenausgleichsabgaben (Vermögens- 
abgabe und Hypothekengewinnabgabe) auch weiterhin zu 
erstatten. Die Gebiete und Betriebe, die von der Erstattung 
erfaßt werden sollen, sind nach besonderen Richtlinien ab- 
gegrenzt. Es werden auf Grund der bisherigen Erfahrungen 
im Rechnungsjahr 1961 etwa 14 000 000 DM dem Lastenaus- 
gleichsfonds aus dem Bundeshaushalt zu erstatten sein. 
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10 02 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Einmalige Ausgaben, Abschluß 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 

treten hinzu 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 



DM 

DM 

DM 

t 

2 

3 

4 

5 

965 

Seßhaftmachung von verheirateten Landarbeitern 

(„Grüner Plan 1961") 

23 000 000 


23 000 000 

990 

Für Maßnahmen zur Durchführung des „Grünen Plans 
1961" 

—1 400 000 000 

1 400 000 000 




nachrichtlich Kap . A 1002 Tit. 990: 

Für Maßnahmen zur Durchführung des „ Grünen Plans 1961" 

(— 150 000 000) 

(150 000 000) 

67 317 200*) 

(—) 

67 317 200*) 


Summe Einmalige Ausgaben .... 

— 753 000 000 

1 467 317 200 

714 317 200 


*) Ansätze der übrigen Titel, die von der Ergänzung nicht 
betroffen sind. 





Abschluß 





Allgemeine Ausgaben 

753 000 000 

1 036 474 400 

1 789 474 400 


Einmalige Ausgaben 

— 753 000 000 

1 467 317 200 

714 317 200 


Gesamtausgaben zugleich Zuschuß .... 

— 

2 503 791 600 

2 503 791 600 


Erläuterungen 


Zu Tit. 965 

Der Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitskräften kann auf 
die Dauer nur gedeckt werden, wenn einzelne Betriebs- 
inhaber die Möglichkeit erhalten, verheiratete ständige Ar- 
beitskräfte zu beschäftigen. Diese können nur gewonnen 
und gehalten werden, wenn in der Nähe des landwirtschaft- 
lichen Arbeitsplatzes Landarbeiterstellen geschaffen werden, 
die den Landarbeitern als Eigentum oder im Erbbaurecht 
gehören. Derartige Vorhaben sollen durch Bundesmittel, ins- 
besondere als Ersatz für das fehlende Eigenkapital, geför- 
dert werden. Aus den Mitteln können Vergütungen an Ban- 
ken für die treuhänderische Verwaltung der Mittel gezahlt 
werden. 


Zu Tit. 990 

Der Titel entfällt wegen Aufteilung der Globalsumme auf 
einzelne Titel des Kap. 10 02. 
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A 10 02 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Allgemeine Bewilligungen 
Ausgabe, Abschluß 


Tit. 

Zweckbestimmung 

Für 1961 
treten hinzu 

Bisheriger 

Haushaltsansatz 

Neuer 

Gesamtbetrag 

1961 



DM 

DM 

DM 

l 


3 

4 

5 


Außerordentlicher Haushalt 




573 

Allgemeine Bewilligungen 

II. Ausgabe 

Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaftlicher Be- 
triebe sowie besondere agrarstrukturelle Maßnah- 
men („Grüner Plan 1961") 

a) Darlehen / 

nachrichtlich Kap. 1002 Tit . 573; 

b) Zuschüsse 

150 000 000 

(110 000 000) 

— 

150 000 000 

(110 000 000) 

990 

Für Maßnahmen zur Durchführung des „Grünen Plans 
1961" 

nachrichtlich Kap. 1002 Tit. 990: 

Für Maßnahmen zur Durchführung des „Grünen Plans 1961" 

—150 000 000 

(— 1 400 000 000) 

150 000 000 

(1 400 000 000) 

162 200 000*) 

(-) 

162 200 000*) 


Summe Ausgabe 

*) Ansätze der übrigen Titel, die von der Ergänzung nicht 
betroffen sind. 


312 200 000 

312 200 000 


Abschluß 

Einnahme 

Ausgabe 

— 

312 200 000 

312 200 000 


Zuschuß .... 

— 

312 200 000 

312 200 000 


Erläuterungen 

Zu Tit. 573 

Vgl. Erläuterungen zu Kap. 10 02 Tit. 573. 

Zu Tit. 990 

Der Betrag ist jetzt bei Tit. 573 veranschlagt. 
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10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

Bezei chnung 

Ordentliche Einnahmen 

DM 

Personalausgaben 

DM 

l 

2 

3 

4 

10 02 

Es treten hinzu: 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 


Nachrichtlich: 

Bisherige Summe des Einzelplans 

488 168 900 

31 002 400 


Zusammen .... 

488 168 900 

31 002 400 


Außerordentlicher Haushalt 


Kap. 

Bezeichnung 

Außerordentliche Einnahmen 

DM 

Außerordentliche Ausgaben 

DM 

1 0 

n 

12 

13 

A 1002 

Es treten hinzu: 

Allgemeine Bewilligungen . 

— 



Nachrichtlich: 

Bisherige Summe des Einzelplans 


312 200 000 


Zusammen 

— 

312 200 000 
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Abschluß 


Ordentlicher Haushalt 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 

Kap. 

DM 

DM 

DM 

DM 


5 

6 

7 

8 

! 9 

— 

753 000 000 

— 753 000 000 

— 

1002 

6 609 500 

1 042 927 500 

1 474 354 500 

2 554 893 900 


6 609 500 

1 795 927 500 

721 354 500 

2 554 893 900 



Gesamtabschluß 


Gesamteinnahmen 

Gesamtausgaben 

Kap. 

DM 

DM 


14 1 

15 

16 

— 

— 

1002 

und 

A 10 02 

488 168 900 

2 867 093 900 


488 168 900 

2 867 093 900 
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Übersicht 

über erteilte Bindungsermächtigungen 




Es sind vorgesehen 

Kap. 

Tit. 

Zweckbestimmung 

Haushaltsmittel 
für 1961 

Bindungs- 
ermächtigungen 
für künftige 
Rechnungsjahre 



DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

10 02 

Es treten hinzu 



573 

Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaftlicher 



a) und b) 1. ; 

Betriebe sowie besondere agrarstrukturelle Maß- 
nahmen {„Grüner Plan 1961 “) 

260 000 000 >) 

50 000 000 


Es fallen weg 



990 

Für Maßnahmen zur Durchführung des „Grünen 




Plans 1961 " 

1 550 000 000 2 ) 

50 000 000 


1 ) Davon 150 000 000 DM bei Kap. A 10 02 Tit. 573. 

2 ) Davon 150 000 000 DM bei Kap. A 10 02 Tit. 990. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge und Bemerkungen Stellungnahme der Bundesregierung zu 
des Bundesrates den Änderungsvorschlägen und Bemer- 

kungen des Bundesrates 


Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — 

Kap. 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Die Bundesregierung wird gebeten, nach Wegen zu Die Bundesregierung wird prüfen, ob und inwie- 

suchen, daß unbeschadet des § 6 des Haushalts- weit im Rahmen der Bewirtschaftung den Wünschen 

gesetzes 1961 eine Übertragung ohne Anrechnung Rechnung getragen werden kann, 
auf neu bereitzustellende Mittel für Baumaßnahmen 
und Forschungsaufträge in das nächste Haushalts- 
jahr möglich wird. 

Nach den bisherigen Erfahrungen konnten wegen 
der Überforderung der Bauindustrie und bei For- 
schungsaufträgen aus der Natur der Sache die ver- 
anschlagten Mittel regelmäßig in dem jeweils lau- 
fenden Rechnungsjahr nicht aufgebraucht werden, 
so daß in diesen beiden Ausnahmefällen die Über- 
tragbarkeit erforderlich ist. 


Tit. 629 — Zuschüsse zur Förderung von Qualität und Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
(„Grüner Plan 1961") 

Der Ansatz von 19 000 000 DM ist auf 24 200 000 DM An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
zu erhöhen, und in den Erläuterungen ist in Ab- 
satz 2 das Wort „Schwememastleistungsprüfungs- 
anstalten" durch die Worte „Bullen- und Schweine- 
mastleistungsprüfungsanstalten" zu ersetzen. 

1. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- Die Erhöhungswünsche zu 1. und 3. hängen mit der 

schaft und Forsten beabsichtigt, aus dem Tit. 629 obigen Entschließung zu Kap. 10 02 zusammen; auf 
zur Förderung des Baues von Lager- und Trock- die Stellungnahme hierzu darf hingewiesen werden, 
nungseinrichtungen für Getreide 3 Mio DM be- 
reitzustellen. 

Diese Summe ist aber bereits durch Bindungs- 
ermächtigungen aus dem Rechnungsjahr 1960 
verbraucht. 

Für neue Bewilligungen im Jahre 1961 würden 
demnach keine Mittel mehr zur Verfügung ste- 
hen. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, 
daß infolge der Zunahme des Mähdrescherein- 
satzes ein ständig wachsendes Bedürfnis nach 
der sofortigen Aufnahme und Trocknung des 
nach der Ernte stoßweise anfallenden Getreides 
besteht. Die Trocknungs- und Lagereinrichtun- 
gen in den Erzeugergebieten reichen aber für die 
Aufnahme dieser Getreidemengen nicht aus. Die 
Aktion zur Förderung des Baues von Trock- 
nungs- und Lagereinrichtungen in Erzeugergebie- 
ten muß daher mindestens in dem bisherigen 
Umfang fortgesetzt werden. Es erscheint daher 
erforderlich, daß mindestens weitere 3 Mio DM 
für neue Bewilligungen bereitgestellt werden. 
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2, Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat für Bullenmastleistungs- 
prüfungsanstalten keine Mittel vorgesehen. Die 
betriebs- und marktwirtschaftliche Bedeutung, 
die die inländische Rindfleischerzeugung in stei- 
gendem Maße zeigt, macht es erforderlich, die 
Vererbung von Bullen hinsichtlich Mastleistun- 
gen und Schlachtwert anhand ihrer Nach- 
kommen zu prüfen. Um zu auswertbaren Ver- 
gleichen zu kommen, ist die Errichtung von 
Bullenmastleistungsprüfungsanstalten erforder- 
lich. Hierzu bedarf es der Bereitstellung eines 
Betrages von 1 Mio DM. 

3. Um die nun bereits seit mehreren Jahren laufen- 
den Auf- und Ausbaumaßnahmen der Schweine- 
mastleistungsprüfungsanstalten in diesem Rech- 
nungsjahr abschließen zu können, ist die Erhö- 
hung des vom Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vorgesehenen An- 
satzes von 1 Mio DM um 1,2 Mio DM erforder- 
lich. 


Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, 
die Förderung der Mastleistungsprüfung im Rech- 
nungsjahr 1961 über das bisherige Maß hinaus zu 
erweitern. 


Deckungsvorschlag 
Vergleiche zu Tit. 962. 


Tit. 630 — Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft 
a) Förderung von Qualität und Absatz („Grüner Plan 1961") 


Der Ansatz von 18 000 000 DM ist auf 20 000 000 DM 
zu erhöhen und in den Erläuterungen ist der An- 
satz „Verbesserung der Molkereiwirtschaft" mit 
8 000 000 DM durch die Zahl „10 000 000 DM" zu 
ersetzen. 

Einem Ansatz von 10 000 000 DM 1960 steht für 
1961 ein Ansatz von nur noch 8 000 000 DM gegen- 
über. Eine Kürzung um 2 000 000 DM kann im Hin- 
blick auf die anstehenden großen Aufgaben nicht 
vertreten werden. 

Die Meiereistruktur ist in erster Linie durch die 
Maßnahmen des Grünen Plans in einem ganz offen- 
sichtlichen und steten Umbruch begriffen. Dieser 
Umbruch führt von der Vielzahl kleiner und klein- 
ster Meiereien zu der notwendigen Neuordnung der 
Betriebsgrößen und damit zu umfassenden Rationa- 
lisierungen. Das Interesse und die Bereitschaft für 
Betriebsstillegungen ist stark gestiegen. Gerade in 
diesem Zeitpunkt ist eine Kürzung der für die 
Strukturverbesserung der Meiereien vorgesehenen 
Mittel nicht ratsam, will man nicht die sich in der 
Meiereiwirtschaft entwickelnde eigene Initiative 
entscheidend hemmen. 

Aus den im Jahre 1960 zur Verfügung stehenden 
Mitteln konnten bei weitem nicht alle Vorhaben be- 
rücksichtigt werden, so daß 1961 die bereits in An- 
griff genommenen Vorhaben bezuschußt werden 
müssen. 

Deckungsvorschlag 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Erhöhungswunsch hängt mit der Entschließung 
zu Kap. 10 02 zusammen; auf die Stellungnahme 
hierzu darf hingewiesen werden. 


Vergleiche zu Tit. 962. 
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Tit. 962 — Zuschüsse zur Verbilligung und Steigerung der Handelsdüngeranwendung 
(„Grüner Plan 1961") 

Der Ansatz ist um 7 200 000 DM zu kürzen. Nach den vorstehenden Stellungnahmen erübrigt 

Die Kürzung ist erforderlich, weil anderweitige sich ein Deckungsvorschlag. 

Deckungsvorschläge zu den Empfehlungen zu Tit. i m übrigen wäre eine weitere Kürzung des Ansat- 

629 und 630 a) nicht gemacht werden können. zes über die gegenüber dem Rechnungsjahr 1960 

bereits vorgenommene Herabsetzung hinaus im 
Hinblick auf die für das Rechnungsjahr 1961 vor- 
gesehene Regelung nicht vertretbar. 

An der Regierungsvorlage wird daher festgehalten. 
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